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Dies ist der Urabstimmungstext zur Satzung ,

DIE SATZUNGSVORLAGE ' — ■ "• ■ ~' -
Die Urabstimmung findet naraii^i . y 6C DaraÜ e l  zu den Wahlen statt
*1*0 vom 23.-26. Juni 1981.

50 % aller Student- ■i 
damit sie gültig ist"!^56'1 d®r Urabstimmung teilnehmen,

den a"5'— - « ™  «ehtheit d„
Nehmen weniger als 50 % der st,.w0„ ^
teilf ist sie also nicht gültig und e i n p ^  Urabstimmung
muß erfolgen, bei der allerdings dann k Urabstimmung
gung mehr vorgeschrieben ist. ? * ine Mindestbeteili-

Wî o r d e r n Euch deshalb alle auf:

b e t e i l i g t  e u c h  a n  DEN WAHLEN u n d 
AN DER URABSTIMMUNG 111

Zur Satzung noch eine, vielleicht ■ ,.■
Seihet : ^ fc diG Wlcl't*gs te Bemerkung:oeijDst wenn wir ri i ̂  . *
rfer Genehmigung des Ku 1 tusminTs t eVs ̂ ^

nnd0ein^lhZv^V^lrschLdlnenUz^and, 1 ei"er urab9estimmten zu müssen. angserlassenen Satzung leben

Eine hohe Beteiligung an der Urahetii
tieren, daß wir eine solche Praxis n ic'ft9 1t<? dokumen~ 
po1itisch verbindliche 9atz„n A  nicht binnehmen und die ist, '•etliche Satzung für uns die urabgestimmte

Für das Stupa-Präsidium 

Herbert SpilleU

- ' t -

Satzung der Studentenschaft der Technischen Hochschule 
Darmstadt

Abschnitt I; Die Studentenschaft
§ 1

/iiir»??de2t i1? ^ nne dleser Satzung ist jeder imma­trikulierte Studierende der Technischen Hochschule Darmstadt.*

i2) °^e _Gesarathelt der Studenten bildet die Studen- nenscnart«

P* Studentenschaft ist eine rechtsfähige Körperschaft 
des öffentlichen Rechts und als solche Glied der HochschuL.

§ 2
sltrnnlw 85UdeSt hat das Recht' nacb Maßgabe dieser Satzung in den Organen der Studentenschaft mitzuwir-

(2 ) Jeder Student hat das aktive und passive Wahlrecht.

i3) Student hat das Recht, von den Orqanen
t?Lf ?nSChaft gehört zu werden und ihnen An­träge vorzulegen.

t^LohrpfrfU11^ng lhrer Aufgaben erhebt die Studen­tenschaft von den Mitgliedern Beiträge.

$3

Rahmen der gesetzlichen Bestir^^ lhrS Angelegenheiten im 
nach Maßgabe der Gesetze an ?elbSt- Sie wlrktTechnischen Hochschule n ™  de^ S®lbstverwaltung der derung mit? Hoch8Chule Darmstadt bei der Ausbildungsför-

(2 ) Die Studentenschaft hat folgende Aufgaben:
Mitglied« lm nahten

Mitglieder?nehmUn^ der hochschulpolitischen Belange ihrer

S t ^ Ä  ^  Form einer
SeJ2ScVerständlich lst auch jeweils die wen afa£hun9 der Schreibweise.
m Ud,3nt aUOh ‘Ue Studentin, „,1t Referent aulh d ™  S r ^ h n ^ u s w .
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3. die Wahrnehmung der wirtschaftlichen und sozialen Belange 
der Studenten. Die Zuständigkeit des Studentenwerks bleibt 
unberührt.
4. die Mitwirkung bei der Studentenförderung
5. die Pflege überregionaler und internationaler Studenten­
beziehungen,
6 . die Förderung der politischen Bildung und des staatsbür­
gerlichen Verantwortungsbewußtseins der Studenten,
7. die Unterstützung kultureller und musischer Interessen 
der Studenten,
8 . die Förderung des freiwilligen Studentensports. Die Zustän­
digkeit der Hochschule bleibt unberührt.

(3) Die Studentenschaft fördert das gesellschaftliche 
Verantwortungsbewußtsein der Studenten. Sie setzt sich 
für ein wissenschaftlich fundiertes kritisches Verständ­
nis der Studenten von ihrer jetzigen und zukünftigen Tätig­
keit und der Rolle von Wissenschaft und Technik in der 
Gesellschaft ein.

§ 4
(1) Die Organe der Studentenschaft sind
1. das Studentenparlament (Parlament),
2. der Allgemeine Studentenausschuß (AStA),
3. der Kitestenrat,
4. die Fachschaftsräte.
(2) Parlament, AStA, Ältestenrat und Fachschaftsräte 
tagen grundsätzlich öffentlich. Näheres regeln die 
Geschäftsordnungen.

§ 5
Amtsträger der Studentenschaft
(1) Amtsträger der Studentenschaft sind
1. Mitglieder der Organe der Studentenschaft,
2. die Referenten des Allgemeinen Studentenausschusses.
(2) Die Amtsträger der Studentenschaft und die vom Stu­
dentenparlament beauftragten studentischen Vertreter 
sind verpflichtet, ihre Aufgaben ordnungsgemäß zu er­
füllen. Verstoßen sie gegen die Satzung und Ordnungen 
der Studentenschaft, so haben sie sich auf Antrag vor 
dem Ältestenrat zu verantworten.
(3) Den Amtsträgern der Studentenschaft

kann nach Maßgabe der
Finanzordnung ein Ersatz für Aufwendungen gewährt wer­
den, die sie in Ausübung ihres Amtes haben. Die Mit­
glieder des Allgemeinen Studentenausschusses haben 
nach Maßgabe der Finanzordnung Anspruch auf eine an­
gemessene Aufwandsentschädigung für ihre Arbeit.
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Abschnitt II: Das Parlament 
§ 6 Aufgaben
Das Parlament entscheidet Uber alle Angelegenheiten 
der Studentenschaft soweit diese Satzung nichts an­
deres vorsieht, insbesondere Uber
1. Wahl und Abwahl der Mitglieder des Allgemeinen Stu-.
dentenausschusses, t/ /*»*'es *to*vJc fr.
2. Wahl der studentischen Vertreter,
3. Abwahl studentischer Vertreter, soweit für diese 
nicht eine Amtszeit durch Gesetz oder eine andere Sa­
tzung zwingend festgelegt ist,
4. Wahl und Abwahl der Herausgeber der Studentenzei­
tung,
5. Wahl der Mitglieder des Ältestenrats,
6. Erlaß, Änderung und Aufhebung von Ordnungen der 
Studentenschaft,
7. Festsetzung der Höhe von Beiträgen für die Studen­
tenschaft § 70 (3) HHG bleibt unberührt,
8 . Verabschiedung des Haushaltsplans der Studenten­
schaft,
9. Erlaß der Finanzordnung,
10. Verfahrensordnung für eine Urabstimmung.
11. Verfahrensordnung für die Vollversammlung

§ 7 Zusammensetzung und Amtszeit
(1) Das Parlament setzt sich zusammen aus 40 Mitglie­
dern, die nach den Grundsätzen der Verhältniswahl in 
allgemeiner, freier, gleicher, unmittelbarer und ge­
heimer Wahl für die Dauer eines Jahres gewählt wer­
den.
Die Wahlen erfolgen auf Hochschulebene, unabhängig 
von der Fachschaftsgliederung der Studentenschaft.
(2) Die Amtszeit des Parlaments beginnt am 1.7. und 
entdet am 30.6. des folgenden Jahres. Die Amtszeit 
der Parlaments verlängert sich über diesen Zeitraum 
hinaus, wenn bis dahin kein neues Parlament gewählt 
ist, jedoch höchstens um ein halbes Jahr.

(3) Sofern nicht durch Auflösung des Parlaments oder 
andere zwingende Gründe erforderlich, sind die Wah­
len zum Studentenparlament gleichzeitig mit den 
Wahlen zu den Kollegialorganen durchzuführen.



§ 8 Präsidium

spinprSMr^iamTntr,Wuhlt auf selner ersten Sitzung aus 
dem vi 7er, ?: ®in.Präsldi«m, das aus dem Präsidenten, 

vizePrasidenten und zwei Schriftführern besteht.

run^d e r ^ h e ^ ' 11? iSn fUr die ordnungsgemäße Durchfüh­rung der Arbeit des Parlaments verantwortlich.

heirner^Wah^mJ Vi^ePräsident werden einzeln in ge- 
ilJSfr vr Mfhrheit der satzungsmäßigen Mit-

f ln Zwei Wahlgängen die erfor-
Wahloano nich^  ̂ stände, so ist im dritten
s S ™ £ n gerhä^ ; t Mehrheit der abgegebenen

U  I t ?nd viz*präsident können nur einzeln mit der Mehrheit der satzunqsmäßiaen 
Mitglieder abgewählt werden, die S c h r ^ t ^ e f w e r -  
wähltlfc der Mehrheit der abgegebenen Stimmen abge-

§ 9 Einberufung und Beschlußfähigkeit
(1) Der Präsident beruft das Parlament während der 
Vorlesungszeit mindestens einmal monatlich zu einer Sitzung ein.

(2) Weitere Sitzungen finden statt
1. auf Beschluß des Präsidiums
2. auf Antrag von sieben Mitgliedern des Parlaments
3. auf Antrag des Allgemeinen Studentenausschusses,

iiided^nnMV?diTar S°rdnUng der sitzung des Parlaments 
Studenhpnqphaf*-G^er«*.Und an den Schwarzen Brettern der 
bekanntzugeben. Spätestens zwei Vorlesungstage vorher

Hälft^der^atiznn ^st ^schlußfähig, wenn mehr als die fte der satzungsmäßigen Mitglieder anwesend ist.

digun^in^er Taqeso^d"^19™6^  bedUrfen der Ankün-
in9de? studentischen'öf f ent licht r? ^ Gr In£or“ tlMWahl von Mitqliedern alle"tlichkeit. Anträge auf Ab- 
laments-Präsidiums^owie 5 Studentepar-

dentenschaft bekannt gemacht ^  ^  StU~

§ 10 Beschlußfassung
gegebenen Stimrnß^a3SUn9 eri°igt mit Mehrheit der ab~ 
vo?schreibt 3 n^ r Weit dle Satzu"9 "ichst anderes lehnt. ' timmengleichheit ist ein Antrag abge-
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(2) Uber die Sitzung des Parlaments ist ein Protokoll 
anzufertigen und an den Schwarzen Erettern der Studen­
tenschaft auszuhängen. Ein Exemplar des Protokolls ist 
dem Präsidenten der Hochschule zuzustellen.
Das Protokoll muß mindestens Beschlüsse, Ergebnisse 
von Wahlen und andere Abstimmungsergebnisse und deren 
Gegenstand enthalten. Das Nähere regelt die Geschäfts­
ordnung.
§11 Vorzeitiges Ausscheiden und Nachrücken
(1) Ein Mitglied scheidet vorzeitig aus
1. durch Exmatrikulation
2. durch Verzicht, der dem Präsidium schriftlich mitzu 

teilen ist.
(2) Für das ausscheidende Mitglied rückte^derTfolgen- 
Kandidat derselben W a hrste nach, den o

statt.

>12 Akteneinsicht „ t dle Akten
Jedes Mitglied des ^ ^ ^ a h n l e  der Personalakten im 
ler Studentenschaft / “"“ “ “ ties einzusehen.
3inne des hessischen Pa persönliche Angelegen-
Jber ihm dabei bekanntw - aeaenüber jedermann zu

§13
(1) Das Parlament kann mit der Mehrheit seiner satzungs­
mäßigen Mitglieder seine Auflösung beschließen.
diesem Fall ist unverzüglich eine Neuwahl durchzuführen.
(2) Ist die Neuwahl innerhalb der ersten Hälfte der 
regulären Amtszeit des Parlaments abgesehlossen, so 
endet die Amtszeit des außerordentiich neugewählten 
Parlaments am nächsten 30.6.. Andernfalls endet sie 
am 30.6. des darauffolgenden Jahres.

§ 14 Wahl des Parlaments

§ 15 Wahlausschuß - Die Vorbereitung und Durchführung
der Wahl obliegt dem vom Parlament gewählten Wahlaus schuß ^Wahlausschuß mUssen mindestens 3 Stude„ten_ 
angehören. Sie wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzen

Wer dem Wahlausschuß angehört, kann nicht Wahlkandidat 
sein.



Aufgaben des Wahlausschusses gehört insbesondere
a) die Bestimmung des Termins
b) der Wahllokale und deren Öffnungszeiten
c) des Termins der Offenlegung der Wählerverzeichnisse
d) des Termins zur Einreichung der Vorschlagslisten

S) VorschlagslistenZU^aSSUn^ “nd v«äf£entllchung der
f) Organisation und Überwachung der Wahlhandlung
g) Auszählung der Stimmen, Feststellung des Wahlergeb- 

nisses und die Zuteilung der Mandate
h) Prüfung von Einsprüchen und Widersprüchen

Sih?udieSe/ S r ?iS WahI relevanten Termine und Be- lüsse sind mindestens 6 Wochen vor dem 1 . Wahl­
tag vom Wahlausschuß am Schwarzen Brett des AStA/

'tZLi?n?rhalb der » S c h u l e  als Wahlan- Kündigung (Wahlbekanntmachung) zu veröffentlichen.

Dl!; f?-!:zunge? des Wahlvorstandes sind öffentlich, 
ton oi t^UngS«e5inlne wie auch die Sitzungsniederschrif- 
hHnr,ondafm warzen ßrett des AStA/Wahlamtes auzu- 
dlo9M ? L die fibzungstermine möglichst 3 Tage vorher, 
nach ftGn mögllchst spätestens 3 Tage da-

5 s'tat?hln?“ w‘K?lu "ahl findet i" der Regel im Juni 
folaeAde^iünl! 1 da?ert mj-ndestens 3 aufeinander- 
freier Tag gilt vorlesun^ -

WahlfmtesUrderüTHDnindA^sDahlF8 0 1 1 ^  "ilfe deSin Anspruch genommen werden.

5 1 3 "a"U /;ale - E* in diesen Vorhand,
3 Wahlhelfer
1 Wahlurne, vom Wahlausschuß versiegelt.
1 Wahlkabine
das Wählerverzeichnis
die Satzung (Wahlordnung)

sein:

Die Wahllokale müssen 
den geöffnet sein. an jedem Tag mindestens 6 Stun-

§18 Wahlrecht - aii„ m u  n  , 
haben das aktive und*a gliedef der Studentenschaft 
kann das Wahlrecht nur 8 Passive Wahlrecht. Ausüben 
eingetragen ist. " Wer in das Wählerverzeichnis

§19 Wählerverzeichnis - Das Wählerverzeichnis wird vom 
Wahlamt der THD erstellt. In das Wählerverzeichnis 
werden die Studenten aufgenommen, die sich zum Ab­
lauf der Rückmeldefrist für das Semester, in dem die 
Wahl stattfindet, zurückgemeldet haben.
Das Wählerverzeichnis wird 3 Wochen vor dem Wahlter­
min geschlossen. Es muß zuvor an mindestens 5 nicht 
vorlesungsfreien Arbeitstagen offengelegen haben. 
Finden die Studentenschaftswahlen nicht zusammen nv 
den Ilochschulwahlen statt, kann der Wahlausschuß 
Benehmen mit dem Wahlamt die Frist für die u na 
in das Wählerverzeichnis ändern.
Wer in das Wählerverzeichnis aufgenommen ist, erhält ^
vom Wahlamt eine Wahlbenachrichtigung. e , stu-
richtigung geht an die Semesteranschriit, 
dent bei der Rückmeldung angegeben hat.
Gegen die Richtigkeit des Wählerverzeichnisse^ Sfcuden_ 
bis zum Ablauf der Offenlegungsfr [Jber den Widerspruch ten Widerspruch eingelegt werden. <jem Wahl­entscheidet der Wahlausschuß im Benehmen mit dem
Wird der Widerspruch zurückgewiesen, kann de herbei- fende die Entscheidung des Verwaltungsgerichts he
führen.

§2° Wahlvorschläge - Wahlvorschläge nüssen bl^jim Ab­
lauf der vom Wahlausschuß ln der
genannten Frist, spätestens 4 ^ en , Wahlvorschlag
beim Wahlausschuß eÄfereicht werden. Reihenfolge,
besteht aus einer Liste mit festgelegter R° } ^ j £ ge' 
die sich mit einheitlichem Programm unter einhei 
licher Bezeichnung zur Wahl stellen o er 
Vorschlag eines Einzelkandidaten.
Bei ihrer Einreichung muß den Listen beigaf”g  ̂S!!l" der vollständig ausgefüllte und unterschriebene Kan
didaturbogen.
Listen, die nicht bereits im alten Parlament vertreten 
waren, können nur dann zur Wahl zugelassen ' f.
wenn mindestens 50 Wahlberechtigte durc n e 
und Angabe von Vor- und Zuname, Geburtstag, a • 
und Fachbereich den Wahlvorschlag untersützen.
Jeder Student kann für jede Wahl nur für 1 Liste kan­
didieren und nur 1 Liste unterstützen.

Der Wahlausschuß ist zur Überprüfung der Angaben ver-
FUr die Vorschlagslisten, Unterstützerlisten und 
Verständniserklärungen sind die Formulare des Wahlaus

, L/cuuiten oer Schrift
torm.



Wahlaufschußnprüfiasofn91-der Vorschla<Jslisten - Der
reichten Wahl4>rschlägl die einge"nungsgemäß einoerpt„u?0’, , laßt sie zu, wenn sie ord- 
wahlberechtigt sind s;!:nd* Kandidaten, die nicht 
Er henachrichtiqt dtoWorfen voni Wahlausschuß gestrichen, 
etwaige Mängel; Mäni-i°P .enkandldaten der Listen Uber 
Stunden nach Abgabeschi«S Listen können binnen 72 
lassenen Wahlvorschläa,*uß beseitigt werden. Die zuge- 
am Schwarzen Brett dis /fr^i Wahlausschuß sofort
und Mensa Lichtwiese i tA/Wahlamtes, Hochschulstr.1 
Flugblatt bekannt. Zwi§chede^ 5 a;hfaê eichen und durch 
dem 3. Wahltag müssen

V)ahlausschußUvorberelteten"stfabe dUr(en nur dle vom ^
den. Die Wahlberechtigung wirdTl? ^erwe?deb WGr“ Stimmzettel anhand des wlhil d bei der Ausgabe der 
Studentenausweises und fhlerverzeichnisses und des 
weises Ü^IprSft? D ^  slin^h3^ 11^ ^  b^htbildaus- daß der Wahlber^tiltf »gäbe erfolgt derart,
Sibt und dorh a 9 o._ficb eine Wahlkabine be­s e s s e n Krlit L 'äe™ Stimmzettel in dem dafür Vor­
schlag er seine o..?n macht, welchem Wahlvor-
einen Wahlumschlag ™tIcktbtMitddemnwShlimnZeh!:el er ziirück an tt ui^7Kt' dem Wahlumschlag geht
sein Name im Wählern/tlS?hKUnd wirft ih*$" nachdem $  i* d,<* 
des WähTIrs dLrLi Ihhrr 1Chnis Jeweils vor dem Namen 
werden ihm die vorli'^!” kenntlich gemacht^ Danach^ wû dc 
händigt. g legten Ausweise wieder ausge-

a b g ^ e b l n ^ s t w l 1!! fühll!/1^ 6 mlt d®r Zahl der
§23

vor der Wahl^i^BrilfwehiWa!llberechtigten rechtzeitig 
ausgehändigt, im Aht-mwablunterlagen zugesandt bzw. 
Briefwahlunterlagen bestehln61" Grund zu^ennen• Die 
einem Wahlschein
einem Wahlumschlag (farbiq) 4 »

: einem 5*dd «*>U
: :iss ^ r N ^ Ä - , Briefwahl”Erklärung der Briefwahl

briefumschla^bi^zum Abl a l f ^  S°rgen' daß sein Wahl~gesetzten Frist beim w [/ f der vom Wahlausschuß fest­eintreffende wIl/h/T r ^  ei9egangen ist. Später Wer ndG Wahlbriefe gelten nicht als Stimmabgabe.
Sendung der Wahlbr?e f^ f * ®rbalt mit der Ausliändiqung/Ver- 
Sperrvlrmlrk vir del r  örlagen im Wählerverzeichnis einen 
prüft der wahllnj^ Nach Ablauf der Briefwahlfrist
Rechtswirksam^Stlmmlh t* Gingegangenen Wahlbriefe, vor Beginn der UrnenuaM^" werden im Wählerverzeichnis 
Allen übIIqirwIh?H2r ,\1^ egiStriert* <WOTHD § 20 )
Urnenwahl möglich GC 1 igten ist die Teilnahme an der

§24 Auszählung - Das öffnen der Urnen und die Auszäh­
lung der Stimmen erfolgen jeweils im Wahllokal 1 unter 
Zulassung der Öffentlichkeit unmittelbar nach Schlies­
sung der Wahllokale am letzten Wahltag. Der Wahlaus­
schuß stellt die Zahl der Wahlberechtigten nach dem 
lerverzeichnis der Zahl der in den Urnen vorhandenen 
Wahlumschlägen und Stimmzetteln zur Ermittlung er a 
beteiligung gegenüber. Danach werden die FUr d e e n 
nen Listen abgegebenen Stimmen gezahlt. Die u ®. g 
der Mandate erfolgt nach dem d'Hondt'sehen er a 
(Höchstzahlverfahren) durch den Wahlausschuß.
Das Wahlergebnis ist niederschriftlich 
der Studentenschaft unverzüglich spätestens g
Ende der Vorlesungszeit durch Aushang und Flugblatt ln 
nerhalb der Hochschule bekanntzugeben,

§ 25
Wahlanfechtung - Anfechtungen müssen spätestens 5 nicht vor 
lesungsfreie Tage nach Bekanntgabe des vorl u ge < 
ergebnisses schriftlich beim Ältestenrat eingereicht 
werden, der Uber die Gültigkeit der Wahl entscheidet. Er 
hat eine angefochtene Wahl für ungültig zu er ar ' 
er bei verständiger Würdigung der Sachlage zu der Ansic 
gelangt, daß bei genauer Beachtung der Wahlvorschriften 
ein anderes Wahlergebnis möglich gewesen wäre und/oder 
wenn demokratische Grundsätze verletzt worden sind.

§26 Im übrigen findet die Wahlordnung der TKD in der 
jeweils gültigen Form Anwendung.
Bei Ungültigkeit der Wahl findet eine„^Semesters^spätes- unverzüglich nach Beginn des folgenden Semesters, 
tens 10 Tage nach Vorlesungsbeginn statt.

Abschnitt III: Der Allgemeine Studentenausschuß (AStA)

§27 Aufgaben
(1) Der Allgemeine Studentenausschuß führt die Beschlüs­
se des Parlaments aus und ist diesem dafür verantwortlich.
(2) Der Allgemeine Studentenausschuß führt die laufenden 
Geschäfte der Studentenschaft in eigener Verantwortung. 
Er ist dabei an die Beschlüsse des Parlaments und an den 
Haushaltsplan der Studentenschaft gebunden.
(3) Der Allgemeine Studentenausschuß vertritt die Studen­
tenschaft außergerichtlicfi und gerichtlich. Rechtsge­
schäftliche Erklärungen müssen von mindestens zwei Mit­
gliedern des Allgemeinen Studentenausschusses gemeinschaft- 
lich ahgegeben werden. Erklärungen, durch die die Studen­
tenschaft verpflichtet werden soll, bedürfen der Schrift­
form.
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§28 Zusammensetzung und Walil

(1) Der Allgemeine Studentenausschuß besteht aus min­
destens drei Mitgliedern, von denen einer für das Finanz­
wesen zuständig ist. Das StuPa legt die Aufgabenverteilunq im AStA fest.

(2) Der Allgemeine Studentenausschuß kann zur Durchfüh­
rung seiner Aufgaben Referenten berufen. Die Referenten 
sind dem Allgemeinen Studentenausschuß gegenüber verantwort­
lich und arbeiten nach dessen Weisung. Anzahl und Aufga­
benbereich der Referenten werden vom Allgemeinen Studen­
tenausschuß festgelegt.

(3) Für die Wahl und Abwahl des Allgemeinen Studentenaus- 
Schußes gilt 5 8 Abs.3 Satz 1 - 3 1 .  Halbsatz entsprechend.

§29 Amtszeit

(1) Die Amtszeit der Referenten des Allgemeinen Studenten­
ausschußes dauert ein Jahr von ihrer Wahl an.

aonWeiblrd5“eeÄ s S CM i f M UHf V°n 1 Jahr nlchtAmt. AStA-Mitglieder bis zu einer Neuwahl 1„

i u i s c i l u v o r z e i t i g S t u d e n t e n -  
1. durch Exmatrikulation
2' M c h ’n,Itzu^Uend“ t?e,n Parlame"tspräsidlum schritt-
3. durch Abwahl.

(3) Scheidet ein Mitglied des Allgemeinen Studentenaus­
schußes vorzeitig aus dem Amt aus, so findet unverzüa- 
lich eine Nachwahl statt.

Abschnitt IV: Der Ältestenrat 
§30 Aufgaben

(1) Der Ältestenrat entscheidet über die Gültigkeit ange- 
fochtener Urabstimmungen und Wahlen zum Studentenparla­ment.

(2) Auf Antrag eines Studenten oder von Amts wegen ent­
scheidet der Ältestenrat über die Satzungsmäßigkeit von 
Beschlüssen der Organe der Studentenschaft.
(3) Stellt der Ältestenrat die Satzungswidrigkeit eines 
Beschlusses fest, so ist dieser aufzuheben. Den Vollzug 
von Beschlüssen kann der Ältestenrat bis zur endgültigen 
Entscheidung aussetzen.
(4) Der Ältestenrat nimmt die Aufgaben nach § 5 Abs. 2 
der Satzung wahr.

§ 3 1 Zusammensetzung und Amtszeit
(1 ) Der Ältestenrat besteht aus drei Studenten, die kei­
nem anderen Organ der Studentenschaft angehören dürfen; 
auch die Wahl von Vertretern der Studentenschaft ist 
unzulässig.

(2 ) Die einjährige Amtszeit der Mitglieder des Ältesten­
rates beginnt am 1 .1 . und endet am 31.12.

(3) Die Mitglieder des Ältestenrats werden vom Parlament 
auf der ersten Sitzung im Dezember mit der Mehrheit von 
zwei Dritteln der satzungsmäßigen Mitglieder gewählt.
Falls auf dieser Sitzung keine Neuwahl stattfindet, 
bleibt der Ältestenrat bis zu einer Neuwahl im Amt.
(4) Die Amtszeit eines Mitgliedes des Ältestenrates endet 
vorzeitig
1. durch Exmatrikulation
2. durch Verzicht, der dem Parlamentspräsidium schriftlich 

mitzuteilen ist. Eine Abwahl durch das Parlament ist un­
zulässig.

(5) Scheidet ein Mitglied des Ältestenrats vorzeitig aus 
dem Amt aus, so findet unverzüglich eine Nachwahl statt.

§32 Entscheidung und Anfechtung
(1) Der Ältestenrat entscheidet mit der Mehrheit von 
mindestens zwei seiner Mitglieder.
(2) § 10 Abs. 2 der Satzung gilt entsprechend.
(3) Gegen Entscheidungen des Ältestenrats kann Rechts­
aufsichtsbeschwerde beim Universitätspräsidenten einge­
legt werden. Weitere Rechtsai^sichtsbeschwerde ist beim 
hessischen Kultusminister gegeben.

Abschnitt V; Fachschaften 
§33
(1) Die Studenten eines Fachbereichs bilden eine Fach­
schaft. ,

(2) Das aktive und passive Wahlrecht darf nur in einem Fach­
bereich wahrgenommen werden.

§ 34 Aufgaben
Die Fachschaften sollen zur Förderung aller Studienan­
gelegenheiten beitragen und in ihrem Bereich die hoch- 
schulpolitischen Interessen ihrer Mitglieder selbst­
ständig wahrnehmen.
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§ 35

der Sat,2unaaftDäsVprW?lten^i,,ire W e s e n h e i t e n  im Rahmen schäften n„h Parlament ist verpflichtet, den Fach- schäften im Rahmen des Haushaltsplanes eine ihren Auf­
gaben angemessene Finanzierung zu sichern.
§ 36

F a i h ^ L ^ ChS"haf ^ ra  ̂ iSt daS 0rgan der Fachschaft. Der Tachschaftsrat gibt sich eine Geschäftsoutnung,
(2) Der Fachshaftsrat hat mindestens einmal im Semester eine 
Vollversammlung einzuberufen. Auf dieser Vollversammlunq 
berichtet der Fachschaftsrat über seine Arbeit und stellt 
s. e zur Diskussion.Jede Vollversammlung muß mindestens vier Vorlesungstage vorher angekündigt werden. minaestens Vler
L U  Beschlüsse des Fachschaftsrates erfolgen mit der Mehrheit seiner Mitglieder.
(4) Für die Bekanntmachung gilt £ 10 Abs. 2 der Satzung 
entsprechend.

§37
(1) Fachschaften bis zu 500 Mitgliedern wählen drei, Fach­
schaf ten mit 501 bis 1000 Mitliedern wählen fünf, Fach­
schaf ten mit 1001 bis 1500 Mitgliedern wählen sieben und 
Fachschaften mit mehr als 1500 Mitgliedern wählen neun 
Fachschaftsräte . § 7 Abs 1 bis 3 dieser Satzung gilt
entsprechend.
(2) Für die Wahl der Fachschaftsräte gilt § 14-26 tnit A b ­
nahme § 19 Satz 4 entsprechend. Wird nur eine Liste 
eingereicht, findet Persönlichkeitswahl statt, wobei 
jeder Wähler so viele Stimmen hat, wie Fachschaftsvertre­
ter zu wählen sind.
Der Wahlausschuß für Studentenparlament-, und Fachscahfts- 
wahlen soll identisch sein.
Listen, die nicht bereits in den alten FS-Räten vertre­
ten waren, können nur dann zur Wahl zugelassen werden, 
wenn mindestens fünf Wahlberechtigte durch Unterschrift 
und Angabe von Vor- und Zunahmen, Geburtstag, Matr.-Nr. 
und Fachbereich den Wahlvorschlag unterstützen.
Die Fachschaftsratswahlen werden zusammen
mit den Studenteparlamentswahlen durchqeführt.

(3) findet analog Anwendung.

Findet die Fachschaftsratswahl zusammen mit den Studenten­
wahlen statt und fordert ein Student die Briefwahlunter­
lagen für die Studentenparlamentswahl an, so erhält er 
gleichzeitig die Unterlagen zur Briefwahl für die Fach­
schaft.
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Abschnitt VI: Finanzwesen 
§38 Beiträge

(1 ) Das Parlament setzt die Höhe der Beiträge für die 
Studentenschaft fest. Die Beiträge sind so zu bemessen, daß '
1. die sozialen Verhältnisse der Studenten berücksich­tigt werden,
2. die Erfüllung der Aufgaben der Studentenschaft ge­
währleistet ist.

Die Beitragsfestsetzung bedarf der Genehmigung des Hess. 
Kultusministers.
(2) Der Beschluß Uber die Festsetzung der Beiträge 
sowie die Genehmigung des Hess. Kultusministers sind 
im Staatsanzeiger für das Land Hessen zu veröffentli­
chen. Sie sollen auch am Anschlagbrett der Studenten­
schaft bekanntgegeben werden.
§ 39 Rechnungsprüfung

(1) Das Studentenparlament wählt aus seiner Mitte 
einen Rechnungsprüfungsausschuß nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl. Er hat eine ungerade Zahl von Mitgliedern. 
Die Mindestzahl beträgt 11.
(2) Der Rechnungsprüfungsausschuß prüft die Rechnungen 
der Studentenschaft, auf seine Emfpehlung hin nimmt das 
Studentenparlament die Entlastung des AStA vor.
§40 Haushaltsplan
(1) Der Allgemeine Studentenausschuß legt dem Parlament 
den Entwurf eines Haushaltsplanes vor und berichtet nach 
Ablauf des Geschäftsjahres über die Durchführung des Haus­
haltsplan.
(2) Die im Haushaltsplan vorgesehenen Aufgaben werden 
durch die Beiträge der Studentenschaft gedeckt, soweit 
nicht andere Mittel zur Verfügung stehen.
(3) Das für die Finanzen zuständige Mitglied des Allge­
meinen Studentenausschusses ist für die Kassenführung 
und Vermögensverwaltung der Studentenschaft verantwort­
lich. Die Verantwortlichen der übrigen Mitglieder des 
Allgemeinen Studentenausschusses bleibt unberührt. Das 
Nähere regelt die Finanzordnung. Im übrigen gelten die 
Grundsätze für die Verwaltung öffentlicher Mittel.

§ 41
Das Studentenparlament verabschiedet Satzungsänderungen 
mit einer Mehrehit von 2/3 der Anwesenden, mindestens 
mit der Mehrheit seiner satzungsmäßigen Mitglieder.

I
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§ 42 Urabstimmung und Vollversammlung
(1) Das Studentenparlaemnt kann zu wichtigen Fragen, die 
die Studentenschaft insgesamt sowie insbesondere die Erfül— 
lung der Aufgaben nach § 3 betreffen, die Durchführung 
einer Urabstimmung beschließen.
Gegenstand einer Urabstimmung können nicht der Haushalts­
plan und Entscheidungen des Ältestenrats sein.
Der AStA muß mindestens einmal pro Semester eine Vollver- 
Sammlung durchführen. Dort soll über wichtige Probleme 
der Studentenschaft gemäß § 3 diskutiert werden. Die 
Vollversammlung kann Anträge beschließen, die vom Studen­
tenparlament zu befassen sind,
(2 ) Satzungsänderungen soll vor der Verabschiedung durch 
das Studentenparlament der Studentenschaft zur Urabstim­
mung vorgelegt werden,
(3) Eine Urabstimmung muß durchgeführt werden, wenn dies von 
mindestens 10 % der Studentenschaft gefordert wird.
§ 43
Die Satzunq tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Staatsan­
zeiger inkraft, die Satzung vom 16.5.74 ist
damit aufgehoben.


